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BUNDESGERICHTSHOF 

 
IM NAMEN DES VOLKES 

 
URTEIL 

 
VI ZR 144/23 

in dem Rechtsstreit 
 
 
Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

JNeu: nein 

                                        

 

 

GG Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1; BGB § 823 Ah, § 1004 Abs. 1 

 

Ein Unterlassungsanspruch nach nationalem Recht, der sich gegen eine er-

neute Übermittlung personenbezogener Daten unter Verstoß gegen die Daten-

schutz-Grundverordnung richtet, kann nicht grundsätzlich unter Berufung auf 

einen abschließenden Regelungsgehalt der unionsrechtlichen Bestimmungen 

abgelehnt werden. 

 

BGH, Urteil vom 21. Juli 2026 - VI ZR 144/23 - OLG Frankfurt am Main 

    LG Wiesbaden 
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche Verhandlung 

vom 21. Juli 2026 durch den Vorsitzenden Richter Seiters, die Richterin 

Dr. Oehler, die Richter Dr. Allgayer und Böhm sowie die Richterin Dr. Linder 

für Recht erkannt: 

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 16. Zivilsenats des 

Oberlandesgerichts Frankfurt am Main vom 30. März 2023 aufge-

hoben. 

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung, auch 

über die Kosten der Revisionsinstanz, an das Berufungsgericht zu-

rückverwiesen. 

Von Rechts wegen 

 

 

Tatbestand: 

Der Kläger nimmt die Beklagte auf Unterlassung der Übermittlung von per-

sonenbezogenen Daten in Anspruch. 

Die Beklagte betreibt einen Online-Shop mit den Internetseiten 

www.z[...].com und www.de.z[...].com. In diesen Internetseiten sind Funktionen 

von Drittanbietern in der Weise "eingebettet", dass sich die Daten der Programme 

nicht auf dem Server, auf dem die Internetseiten der Beklagten gespeichert sind, 

befinden, sondern der Nutzer (bzw. sein Browser) auf von Dritten, den Dienste-

anbietern, betriebene Internetseiten gelenkt wird. Dabei wird dem Dritt-Server die 

aktuelle IP-Adresse des aktuellen Nutzers der Internetseite mitgeteilt, um den 

Abruf von dort zu ermöglichen (sog. Cloud-Lösung). 
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Der Kläger hält dieses Vorgehen für unzulässig und verweist unter ande-

rem auf die Möglichkeit der Beklagten, die Nutzerdaten auf eigenen Servern zu 

speichern. Er behauptet, bei der Beklagten im Jahr 2020 Waren in ihrem Online-

Shop unter Angabe seines Namens und seiner Anschrift bestellt zu haben. Dabei 

seien neben seiner IP-Adresse auch zahlreiche Nutzungsdaten aus dem Bestell-

vorgang in unzulässiger Weise an Dritte übermittelt worden.  

Der Kläger hat erstinstanzlich beantragt, die Beklagte zu verurteilen, es zu 

unterlassen, ihre Internetseiten z[…].com oder de.z[…].com oder jeweils Sub-

domains oder Unterseiten hiervon einem der - im Einzelnen von dem Kläger be-

zeichneten - Dienste in der Weise "auszuliefern", dass beim Seitenaufruf "perso-

nenbezogene oder -beziehbare Daten des Klägers - wie dessen IP-Adresse -" an 

den jeweiligen Betreiber dieser Dienste oder von diesen hierzu Beauftragte über-

mittelt werden, es sei denn, der Kläger hat hierin im Sinne des Art. 4 Nr. 11 

DSGVO zuvor eingewilligt. 

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, weil sie mangels Bestimmtheit 

unzulässig sei. Darüber hinaus sei sie auch unbegründet. Gegen das landge-

richtliche Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt und im Berufungsverfahren sei-

nen Klageantrag dahingehend abgeändert, dass als Hauptantrag die bisherige 

Formulierung "[…] dass beim Seitenaufruf personenbezogene oder -beziehbare 

Daten des Klägers - wie dessen IP-Adresse - […]" ersetzt wird durch die Formu-

lierung "[…] dass beim Seitenaufruf jegliche Daten des Klägers […]". Daneben 

hat er mehrere Hilfsanträge gestellt. Das Oberlandesgericht hat die Berufung des 

Klägers zurückgewiesen. Mit seiner vom Senat zugelassenen Revision verfolgt 

der Kläger sein Unterlassungsbegehren weiter. 
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Entscheidungsgründe: 

I. 

Das Berufungsgericht hat zur Begründung seiner Entscheidung ausge-

führt, die Klage sei mit dem erstinstanzlichen Klageantrag mangels hinreichender 

Bestimmtheit unzulässig gewesen, weil es sich bei der Bezeichnung "personen-

bezogene oder -beziehbare Daten des Klägers" um Rechtsbegriffe gehandelt 

habe, deren Anwendung eine Subsumtion erfordere, die nicht dem Vollstre-

ckungsverfahren überlassen werden dürfe. Mit dem in der Berufungsinstanz ge-

stellten Antrag sei die Klage jedoch zulässig. Soweit der Kläger mit dem geän-

derten (Haupt-)Antrag die Unterlassung verlange, "dass beim Seitenaufruf jegli-

che Daten des Klägers" an die Betreiber der Dienste übermittelt würden, sei dies 

hinreichend bestimmt. Denn der Beklagten würde damit untersagt, sämtliche mit 

dem Aufruf ihrer Internetseite an sie gelangende Daten an die bezeichneten 

Dienste zu übermitteln. Der Begriff "Daten" habe mit seiner Bedeutung "Informa-

tion über eine Person oder eine Sache", die ihm sowohl in Art. 4 Nr. 1 DSGVO 

als auch im Alltagssprachgebrauch zukomme, einen hinreichend klaren Bedeu-

tungskern, so dass seine Anwendung dem Vollstreckungsverfahren überlassen 

werden könne. 

Die Klage sei aber unbegründet. Aus der Datenschutz-Grundverordnung 

ergebe sich kein Individualanspruch auf Unterlassung der Übermittlung von Da-

ten an Dritte, wenn der Kläger - wie hier - nicht zugleich eine Löschung der Daten 

verlange. Auf Anspruchsgrundlagen außerhalb der Datenschutz-Grundverord-

nung, insbesondere des deutschen nationalen Rechts, könne nicht zurückgegrif-

fen werden. Die Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung bildeten eine 

abschließende, weil voll harmonisierte europäische Regelung hinsichtlich der 
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Folgen von Verstößen gegen Regeln zur Verarbeitung personenbezogener Da-

ten. Wegen dieses Anwendungsvorrangs des unionsweit abschließend verein-

heitlichten Datenschutzrechts könne auf nationales Recht nur zurückgegriffen 

werden, wenn sich aus der Datenschutz-Grundverordnung eine entsprechende 

Öffnungsklausel ergebe. Dies sei hinsichtlich des vom Kläger geltend gemachten 

Unterlassungsanspruchs nicht der Fall. 

 

II. 

Diese Ausführungen halten der revisionsrechtlichen Überprüfung nicht 

durchgehend stand. 

1. Die Zulässigkeit der Klage hat das Berufungsgericht zu Recht bejaht. 

Insbesondere ist der Klageantrag - was auch im Revisionsverfahren von Amts 

wegen zu prüfen ist (vgl. nur Senatsurteil vom 9. März 2021 - VI ZR 73/20, NJW 

2021, 1756 Rn. 15 mwN) - hinreichend bestimmt. 

a) Nach § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO darf ein Unterlassungsantrag nicht derart 

undeutlich gefasst sein, dass der Streitgegenstand und der Umfang der Prü-

fungs- und Entscheidungsbefugnis des Gerichts (§ 308 Abs. 1 ZPO) nicht er-

kennbar abgegrenzt sind, sich der Beklagte deshalb nicht erschöpfend verteidi-

gen kann und die Entscheidung darüber, was dem Beklagten verboten ist, letzt-

lich dem Vollstreckungsgericht überlassen bleibt. Eine hinreichende Bestimmt-

heit ist für gewöhnlich gegeben, wenn eine Bezugnahme auf die konkrete Verlet-

zungshandlung erfolgt oder die konkret angegriffene Verletzungsform antragsge-

genständlich ist und der Klageantrag zumindest unter Heranziehung des Klage-

vortrags unzweideutig erkennen lässt, in welchen Merkmalen des angegriffenen 

Verhaltens die Grundlage und der Anknüpfungspunkt für den geltend gemachten 

Verstoß und damit das Unterlassungsgebot liegen soll (vgl. Senatsurteil vom 
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14. Oktober 2025 - VI ZR 431/24, VersR 2026, 235 Rn. 23 mwN). Die Verwen-

dung auslegungsbedürftiger Begriffe kommt nur in Betracht, wenn einerseits für 

den Kläger eine weitere Konkretisierung nicht möglich oder zumutbar ist, ande-

rerseits für die Parteien kein Zweifel an ihrem Inhalt besteht, so dass die Reich-

weite von Antrag und Urteil feststeht (vgl. Senatsurteil vom 31. März 2026 - VI ZR 

157/24, NJW 2026, 1578 Rn. 20 mwN). 

b) Diesen Anforderungen wird jedenfalls der zuletzt vom Kläger gestellte 

(Haupt-)Antrag gerecht. Der Beklagten soll nach diesem Antrag untersagt wer-

den, die Internetseiten ihres Online-Shops so zu gestalten, dass bei ihrem Aufruf 

durch den Kläger von dessen Rechner Daten an die im Klageantrag bezeichne-

ten Dienste ohne Einwilligung des Klägers übermittelt werden. Dabei handelt es 

sich nach Ansicht des Klägers bei sämtlichen von ihm stammenden Daten 

- schon aufgrund ihrer Übermittlung zusammen mit seiner IP-Adresse - um per-

sonenbezogene Daten. Daraus ergibt sich unzweideutig, welches Verhalten der 

Beklagten verboten werden soll. 

2. Mit der Begründung des Berufungsgerichts kann der geltend gemachte 

Unterlassungsanspruch in der Sache jedoch nicht verneint werden. Das Beru-

fungsgericht hat zu Unrecht angenommen, dass ein Unterlassungsanspruch be-

züglich der rechtswidrigen Übermittlung von personenbezogenen Daten auf der 

Grundlage des nationalen Rechts von vornherein ausgeschlossen ist, weil die 

Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung insoweit eine abschließende Re-

gelung bildeten. 

Der Gerichtshof der Europäischen Union (im Folgenden: Gerichtshof) hat 

in seinem der Entscheidung des Berufungsgerichts zeitlich nachfolgenden Urteil 

vom 4. September 2025 in der Rechtssache C-655/23 ausgeführt, die Bestim-

mungen der Datenschutz-Grundverordnung seien dahin auszulegen, dass sie 
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zugunsten der von der unrechtmäßigen Verarbeitung personenbezogener Daten 

betroffenen Person für den Fall, dass diese Person - wie der Kläger im Streitfall - 

nicht die Löschung ihrer Daten beantragt, keinen gerichtlichen Rechtsbehelf vor-

sehen, der es ihr ermöglicht, präventiv zu erwirken, dass dem Verantwortlichen 

auferlegt wird, künftig eine erneute unrechtmäßige Verarbeitung zu unterlassen. 

Allerdings hinderten sie die Mitgliedstaaten nicht daran, einen solchen Rechtsbe-

helf in ihren jeweiligen Rechtsordnungen vorzusehen (vgl. EuGH, NJW 2025, 

3137 Rn. 52). Die Möglichkeit für die betroffene Person, Klage gegen den Ver-

antwortlichen auf künftige Unterlassung eines Verstoßes gegen die materiellen 

Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung zu erheben, beeinträchtige 

deren Ziele nicht, sondern könne vielmehr die praktische Wirksamkeit dieser 

Bestimmungen verstärken und damit das mit dieser Verordnung angestrebte 

hohe Schutzniveau für die betroffenen Personen in Bezug auf die Verarbeitung 

ihrer personenbezogenen Daten verbessern (aaO Rn. 50). Damit kann vorlie-

gend eine antragsgemäße Verurteilung der Beklagten zur Unterlassung nach na-

tionalem Recht nicht unter Berufung auf einen abschließenden Regelungsgehalt 

der unionsrechtlichen Bestimmungen abgelehnt werden. 

3. Das Berufungsurteil stellt sich auch nicht aus anderen Gründen als rich-

tig dar. Auf der Grundlage der getroffenen Feststellungen ist nicht auszuschlie-

ßen, dass dem Kläger ein Unterlassungsanspruch nach nationalem Recht zu-

steht. 

Nach der vor Inkrafttreten der Datenschutz-Grundverordnung ergangenen 

höchstrichterlichen Rechtsprechung kommen bei einer durch eine rechtswidrige 

Datenverarbeitung verursachten Verletzung des allgemeinen Persönlichkeits-

rechts in seiner Ausprägung als Recht auf informationelle Selbstbestimmung 

grundsätzlich Ansprüche des Verletzten in entsprechender Anwendung von 
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§ 1004 Abs. 1, § 823 Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG in Be-

tracht (zum Unterlassungsanspruch gemäß § 1004 Abs. 1 Satz 1 BGB analog 

vgl. Senatsurteil vom 16. März 2010 - VI ZR 176/09, VersR 2010, 677 Rn. 11 f.; 

zum Folgenbeseitigungsanspruch in entsprechender Anwendung von § 1004 

Abs. 1 Satz 2 BGB vgl. Senatsurteil vom 22. Mai 1984 - VI ZR 105/82, BGHZ 91, 

233, 239 f., juris Rn. 21 f.; BGH, Urteil vom 7. Juli 1983 - III ZR 159/82, NJW 

1984, 436). Bei einem Verstoß gegen eine als Schutzgesetz zu qualifizierende 

Datenschutz-Vorschrift können zudem Ansprüche gemäß § 1004 Abs. 1 Satz 2 

analog, § 823 Abs. 2 BGB bestehen (vgl. zum Unterlassungsanspruch bei einer 

nach §§ 4, 29 BDSG aF unzulässigen Datenübermittlung Senatsurteile vom 

24. Juli 2018 - VI ZR 330/17, ZIP 2019, 1172 Rn. 53; vom 27. Februar 2018 

- VI ZR 489/16, BGHZ 217, 350 Rn. 42; vom 20. Februar 2018 - VI ZR 30/17, 

BGHZ 217, 340 Rn. 21 f.). Diese Anspruchsgrundlagen sind auch im Falle einer 

nach Maßgabe der Datenschutz-Grundverordnung rechtswidrigen Datenverar-

beitung in Betracht zu ziehen (vgl. Senatsurteile vom 23. Juni 2026 - VI ZR 97/22, 

juris Rn. 26; vom 12. Mai 2026 - VI ZR 375/24, juris Rn. 29 f.). 

Ob, wie die Beklagte meint, einer Verurteilung zur Unterlassung nach na-

tionalem Recht gegebenenfalls entgegenstehen kann, dass hierfür aufgrund der 

dem Betroffenen durch die Datenschutz-Grundverordnung eingeräumten Rechte 

kein Bedürfnis besteht, bedarf im Rahmen der hier nach § 561 ZPO vorzuneh-

menden Prüfung keiner Entscheidung. Auf der Grundlage der getroffenen Fest-

stellungen kann schon nicht angenommen werden, dass der Kläger sein Rechts-

schutzbegehren (Verhinderung einer rechtswidrigen Übermittlung seiner perso-

nenbezogenen Daten an Dritte) durch die Geltendmachung eines der von der 

Datenschutz-Grundverordnung - insbesondere in Art. 17 DSGVO (Recht auf Lö-

schung) - vorgesehenen Rechte erreichen kann. 
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III. 

Das angefochtene Urteil war demnach aufzuheben (§ 562 Abs. 1 ZPO) 

und die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsge-

richt zurückzuverweisen (§ 563 Abs. 1 Satz 1 ZPO). 

Seiters  Oehler  Allgayer 

 

 Böhm Linder 

Vorinstanzen: 

LG Wiesbaden, Entscheidung vom 20.01.2022 - 10 O 14/21 -  

OLG Frankfurt am Main, Entscheidung vom 30.03.2023 - 16 U 22/22 -  
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Verkündet am: 

21. Juli 2026 

Böhringer-Mangold, Justizamtsinspektorin 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 


